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§32
Vernehmung und Belehrung der Zeugen

(1) Die Zeugen sind einzeln und in Ab­
wesenheit der später zu hörenden Zeugen 
zu vernehmen.

(2) Vor Beginn der Vernehmung sind 
die Zeugen auf ihre staatsbürgerliche 
Pflicht zur Mitwirkung an der Erforschung 
der Wahrheit hinzuweisen und über die 
strafrechtlichen Folgen einer vorsätzlich 
unrichtigen oder unvollständigen Aussage 
zu belehren.

§33
Gegenstand der Vernehmung

(1) Die Vernehmung beginnt damit, daß 
der Zeuge über Vor- und Familiennamen, 
Geburtstag, Beruf, Tätigkeit und Wohnort 
befragt wird. Erforderlichenfalls sind dem 
Zeugen Fragen über Umstände, die seine 
Glaubwürdigkeit in der vorliegenden Sadie 
betreffen, insbesondere über seine Vorstra­
fen und seine Beziehungen zu dem Be­
schuldigten, dem Angeklagten oder dem 
Geschädigten zu stellen.

(2) Vor Beginn der Vernehmung zur 
Sache ist dem Zeugen mitzuteilen, worüber 
er vernommen werden soll. Er soll sich 
zunächst im Zusammenhang äußern und 
dann durch Fragen zur Ergänzung seiner 
Aussagen veranlaßt werden.

§34
Entschädigung von Zeugen

Jeder von dem Gericht oder dem Staats­
anwalt geladene oder auf Beschluß des Ge­
richts vernommene Zeuge hat nach Maßgabe 
der gesetzlichen Bestimmungen Anspruch 
auf Entschädigung für den Verdienstausfall 
und auf Erstattung von Reisekosten oder 
anderen Auslagen.

Anmerkung: Vgl. hierzu die §§ 7 ff., 14, 
15 und 18—21 der АО über die Entschädi­
gung für Schöffen und Beteiligte am Ge­
richtsverfahren sowie für Mitglieder der 
Schiedskommissionen (Reg.-Nr. 12).

§35
Aussagen sachverständiger Zeugen

Die Vorschriften über den Zeugenbeweis 
finden auch Anwendung auf die Verneh­
mung von Zeugen, die auf Grund spezieller

Kenntnisse und Fähigkeiten in der Lage 
sind, sich sachkundig zu ihren Wahrneh­
mungen zu äußern.

Aussagen von Vertretern der Kollektive

Vorbemerkung: Vgl. die Anm. nach § 53.

§36

Der Vertreter des Kollektivs hat dem 
Gericht die Auffassung des Kollektivs zur 
Straftat, ihren Folgen, ihren Ursachen und 
Bedingungen, zur Persönlichkeit des An­
geklagten und zu dessen Erziehung und 
Selbsterziehung darzulegen. Der Vertreter 
des Kollektivs hat zu erläutern, von wel­
chen Umständen das Kollektiv bei seiner 
Beratung und der Bildung seiner Auffas­
sung ausgegangen ist.

§37
(1) Der Vertreter des Kollektivs ist zur 

Hauptverhandlung zu laden und hat an der 
gesamten Hauptverhandlung teilzunehmen.

(2) Vor seiner Vernehmung ist der Ver­
treter des Kollektivs auf seine Pflicht zur 
wahrheitsgemäßen Aussage und darauf hin­
zuweisen, daß er die Auffassung des von 
ihm vertretenen Kollektivs wiederzugeben 
hat.

{3) Für die Vernehmung sowie die Ent­
schädigung für Verdienstausfall und die 
Erstattung von Reisekosten oder anderen 
Auslagen gelten im übrigen die Bestim­
mungen über die Vernehmung von Zeu­
gen.

Anmerkung: Vgl. Anm.>zu §34.

Sachverständigengutachten

Vorbemerkung: Zur Beweisführung
mittels Sachverständigengutachten vgl. 
Ziff. HI.4. der RL des Plenums des Ober­
sten Gerichts vom 16. 3.1978 zu Fragen der 
gerichtlichen Beweisaufnahme und Wahr­
heitsfindung im sozialistischen Strafprozeß 
(abgedr. als Anm. nach § 228). Vgl. ferner 
die Einleitung und die Ziff. 1. und 2. des 
PrBOG vom 30.10.1972 über die Voraus­
setzungen für die Beiziehung von forensi­
schen Gutachten zur Prüfung der Zurech­
nungsfähigkeit (§§ 15, 16 StGB) und der 
Schuldfähigkeit (§ 66 StGB) von Tätern (NJ 
H. 22 Beil. 4/72). Sie lauten:


